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Datum -

I. Auf die Berufung des KlÃ¤gers wird die Beklagte entsprechend ihrem
Teilanerkenntnis unter AbÃ¤nderung des Urteils des Sozialgerichts Landshut vom
21. MÃ¤rz 2003 sowie des Bescheides vom 4. August 1998 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 11. November 1998 verpflichtet, dem KlÃ¤ger unter
Zugrundelegung eines am 1. April 2004 eingetretenen Leistungsfalls eine befristete
Rente wegen voller Erwerbsminderung vom 1. November 2003 bis 30. April 2005 zu
zahlen. Im Ã�brigen wird die Berufung des KlÃ¤gers zurÃ¼ckgewiesen.
II. Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger die auÃ�ergerichtlichen Kosten des Rechtsstreits
zu einem FÃ¼nftel zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die Zahlung einer Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit bzw. Erwerbsminderung.

Der 1942 geborene KlÃ¤ger ist StaatsangehÃ¶riger von Serbien und Montenegro. In
seiner Heimat hat er am 10.07.1976 die AbschlussprÃ¼fung im Beruf des
qualifizierten Kraftfahrers im StraÃ�enverkehr abgelegt. In der Bundesrepublik
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Deutschland war er zwischen dem 05.08.1970 und dem 25.02.1977 nach seinen
Angaben als Maschinist, Kranfahrer, Spritzlackierer und Lkw-Fahrer
versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Im ehemaligen Jugoslawien hat er zwischen Mai
1960 und August 1970 sowie Mai 1978 bis Februar 1998 BeitrÃ¤ge zur gesetzlichen
Rentenversicherung entrichtet. Am 14.11.1997 beantragte der KlÃ¤ger Ã¼ber den
jugoslawischen VersicherungstrÃ¤ger bei der Beklagten die Zahlung einer Rente
wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit. Im Gutachten fÃ¼r die Ivalidenkommission
N. vom 09.02.1998 vertrat der OrthopÃ¤de Dr.D. die Auffassung, wegen eines
erheblich verminderten LeistungsvermÃ¶gens fÃ¼r die Arbeit als Berufskraftfahrer
werde die erste InvaliditÃ¤tskategorie ab dem Tag der Untersuchung auf Dauer
vorgeschlagen. Nach Einholung einer Stellungnahme des SozialÃ¤rztlichen
Dienstes, nach dessen Auffassung der KlÃ¤ger auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
noch leichte Arbeiten vollschichtig zu verrichten in der Lage sei, lehnte die Beklagte
den Antrag mit Bescheid vom 04.08.1998 ab, weil weder BerufsunfÃ¤higkeit noch
ErwerbsunfÃ¤higkeit vorliege. Den dagegen eingelegten Widerspruch des KlÃ¤gers
â�� wegen seiner schweren Krankheit sei er vollkommen arbeitsunfÃ¤hig und man
habe ihm seinen FÃ¼hrerschein abgenommen â�� hat die Beklagte mit
Widerspruchsbescheid vom 11.11.1998 zurÃ¼ckgewiesen.

Dagegen hat der KlÃ¤ger zum Sozialgericht Landshut Klage erhoben und
vorgetragen, er sei qualifizierter LKW-Fahrer und habe auch weitere PrÃ¼fungen als
Maschinist, Kranfahrer, Maler und Spritz- lackierer in Deutschland abgelegt.

Zu den vom KlÃ¤ger vorgelegten medizinischen Unterlagen hat die Ã�rztin Dr.T. am
03.01.2000 ein Gutachten nach Aktenlage erstattet und abschlieÃ�end
ausgefÃ¼hrt, der KlÃ¤ger kÃ¶nne noch leichte Arbeiten abwechselnd im Sitzen und
Stehen, ohne schweres Heben und Tragen, ohne stÃ¤ndiges Gehen und ohne
Stressbelastung vollschichtig verrichten.

Mit Urteil vom 21.03.2003 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen und
ausgefÃ¼hrt, der als angelernter Arbeiter auf den allgemeinen Arbeitsmarkt
verweisbare KlÃ¤ger sei nicht wenigstens berufsunfÃ¤hig und damit erst recht nicht
erwerbsunfÃ¤hig, weshalb ein Rentenanspruch nicht bestehe.

Gegen dieses Urteil richtet sich die Berufung des KlÃ¤gers: Er sei unter stÃ¤ndiger
Ã¤rztlicher Aufsicht und momentan ins Krankenhaus zur Operation eingewiesen.

Zur AufklÃ¤rung des Sachverhalts holte der Senat ein Gutachten des Nervenarztes
Dr.K. vom 23.04.2004 sowie des Internisten Dr.E. vom 09.05.2004 ein. Dr. E.
fÃ¼hrte abschlieÃ�end aus, von 1997 bis zum Jahre 2003 sei der KlÃ¤ger noch in
der Lage gewesen, leichte Arbeiten vollschichtig und zeitweise auch mittelschwere
Arbeiten zu verrichten. Nicht mehr mÃ¶glich sei das Heben und Tragen von
schweren Lasten gewesen sowie TÃ¤tigkeiten mit hÃ¤ufigem BÃ¼cken und in
Zwangshaltungen sowie solche dauerhaft im Freien mit Einfluss von KÃ¤lte und
NÃ¤sse, auÃ�erdem Arbeiten auf Leitern und GerÃ¼sten. Vom 01.04.2003 bis
30.04.2005 habe der KlÃ¤ger weniger als vier Stunden aber mindestens drei
Stunden TÃ¤tigkeiten verrichten kÃ¶nnen. Es bestehe die begrÃ¼ndete Aussicht,
dass sich der derzeitige Gesundheitszustand nach Ablauf eines Jahres deutlich

                               2 / 7



 

bessere, so dass dann die quantitative LeistungseinschrÃ¤nkung nicht mehr
bestehe.

Die Beklagte hat sodann mit Schreiben vom 04.08.2004 ein Vergleichsangebot
unterbreitet, beim KlÃ¤ger ab 01.04.2003 sowohl teilweise Erwerbsminderung als
auch wegen des derzeit verschlossenen Teilzeitarbeitsmarktes volle
Erwerbsminderung anzuerkennen und eine befristete Rente bis 30.04.2005 zu
zahlen.

Hierzu hat der KlÃ¤ger erklÃ¤rt, nach den Feststellungen im Gutachten des Dr.E. sei
er seit November 1997 an GesundheitsstÃ¶rungen erkrankt, seither sei er auch
nicht in der Lage gewesen zu arbeiten.

Mit Schreiben vom 07.10.2004 hat der Senat den KlÃ¤ger darauf hingewiesen, es
mÃ¼sse mit dem Sozialgericht davon ausgegangen werden, dass er in Deutschland
als angelernter Arbeiter beschÃ¤ftigt gewesen sei und auf eine TÃ¤tigkeit als
PfÃ¶rtner an einer Nebenpforte zu verweisen gewesen wÃ¤re. Hierzu hat der
KlÃ¤ger mit Schreiben vom 28.10.2004 erklÃ¤rt, es sei zutreffend, dass er in
Deutschland nicht als Facharbeiter gearbeitet habe, wegen der Sprache habe er nur
als Arbeiter tÃ¤tig sein kÃ¶nnen. Er habe aber in seiner Heimat selbstÃ¤ndig
gearbeitet und habe bis zur Rente ein selbstÃ¤ndiges TransportgeschÃ¤ft mit
seinem eigenen Lkw betrieben.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�, die Beklagte unter Aufhebung des Urteils des
Sozialgerichts Landshut vom 21.03.2003 sowie des Bescheides vom 04.08.1998 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 11.11.1998 zu verurteilen, ihm
aufgrund des Antrags vom 04.11.1997 Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit,
hilfsweise wegen BerufsunfÃ¤higkeit, weiter hilfsweise â�� ab 01.01.2001 â��
wegen Erwerbsminderung zu zahlen.

Die Beklagte hÃ¤lt an ihrem Vergleichsangebot vom 04.08.2004 fest und beantragt
im Ã�brigen, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

BezÃ¼glich weiterer Einzelheiten des Tatbestandes wird im Ã�brigen verwiesen auf
den Inhalt der Akten des Gerichts sowie der beigezogenen Rentenakte der
Beklagten und des Sozialgerichts Landshut, die sÃ¤mtlich Gegenstand der
mÃ¼ndlichen Verhandlung waren.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung des KlÃ¤gers ist zulÃ¤ssig. In der
Sache erweist sie sich nur teilweise als begrÃ¼ndet.

Zwar war der KlÃ¤ger ab dem Zeitpunkt der Antragstellung nicht erwerbsunfÃ¤hig
im Sinne des Â§ 44 Abs.2 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) in der bis
31.12.2000 gÃ¼ltigen und vorliegend wegen der im Jahre 1997 erfolgten
Antragstellung noch anwendbaren Fassung, weil er nicht wegen Krankheit oder
Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�er Stande war, eine ErwerbstÃ¤tigkeit in
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gewisser RegelmÃ¤Ã�igkeit auszuÃ¼ben oder Arbeitsentgelt oder
Arbeitseinkommen zu erzielen, das monatlich 630,00 DM Ã¼berstiegen hat. Er war
seit Antragstellung auch nicht wenigstens berufsun- fÃ¤hig, weil seine
ErwerbsfÃ¤higkeit noch nicht infolge von Krank- heit oder anderen Gebrechen oder
SchwÃ¤che seiner kÃ¶rperlichen oder geistigen KrÃ¤fte auf weniger als die HÃ¤lfte
derjenigen eines kÃ¶rperlich oder geistig gesunden Versicherten mit Ã¤hnlicher
Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen und FÃ¤higkeiten gesunken war (Â§ 43
Abs.2 Satz 1 SGB VI in der bis 31.12.2000 gÃ¼ltigen Fassung). Seit 01.04.2003 ist
der KlÃ¤ger aber fÃ¼r einen vorÃ¼bergehenden Zeitraum sowohl teilweise als auch
â�� wegen Verschlossenheit des Teilzeitarbeitsmarktes â�� voll erwerbsgemindert
im Sinne des Â§ 43 Abs.2 SGB VI in der Fassung des Gesetzes zur Reform der Rente
wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit vom 20.12. 2000, BGBl.I, S.1827. Dies ergibt
sich aus der vom Senat durchgefÃ¼hrten Beweisaufnahme.

Die beim KlÃ¤ger vorliegenden GesundheitsstÃ¶rungen und deren Auswirkungen
auf sein kÃ¶rperliches (berufliches) LeistungsvermÃ¶gen sind insbesondere den
vom Senat eingeholten Gutachten von Dr.K. und Dr.E. zu entnehmen. Dr.K.
beschreibt den KlÃ¤ger als Ã¤uÃ�erlich altersentsprechend unauffÃ¤llig. Die
selektive neurologische Untersuchung zeigte einen normalen Befund; die Reflexe
waren seitengleich auslÃ¶sbar. Es ergaben sich keine Hinweise fÃ¼r ein
sensomotorisches Defizit, was insbesondere den Bereich der unteren ExtremitÃ¤ten
anbelangt. Auch war die Muskulatur seitengleich krÃ¤ftig ausgebildet. Eine
wesentliche FunktionseinschrÃ¤nkung der LendenwirbelsÃ¤ule war nicht
feststellbar.

Auch psychiatrisch zeigte sich der KlÃ¤ger unauffÃ¤llig. Er wirkte hirnorganisch
nicht verÃ¤ndert und weder vergesslich noch verlangsamt oder
umstellungserschwert. Hinweise fÃ¼r eine depressive Herabgestimmtheit ergaben
sich nicht. Insgesamt ist aus nervenÃ¤rztlicher Sicht ein generalisiertes
WirbelsÃ¤ulensyndrom ohne fassbare radikulÃ¤re Reiz- oder Ausfallserscheinungen
zu diagnostizieren. Daneben besteht ein Zustand nach HirndurchblutungsstÃ¶rung
(im Jahre 1997) mit flÃ¼chtiger Hemiparese links, die sich (auch nach den Angaben
des KlÃ¤gers) lÃ¤ngst zurÃ¼ckgebildet hat. Dr.K. betont, dass sich die Befunde, die
sich auf das damalige Ereignis beziehen, wenig prÃ¤zise sind und aus seiner Sicht
nicht erlauben, auf das tatsÃ¤chliche Vorliegen eines Schlaganfalls zu schlieÃ�en.
So hat seinerzeit lediglich eine zwar lÃ¤nger dauernde Behandlung in einer
orthopÃ¤dischen Klinik stattgefunden, anlÃ¤sslich derer aber keinerlei
neurologische Diagnostik erfolgte, die beim Vorliegen eines Schlaganfalls zu
erwarten gewesen wÃ¤re. Auch wurde keine Computertomographie des SchÃ¤dels
durchgefÃ¼hrt. Bis zur Manifestation der Krebserkrankung im September 2003
kÃ¶nnen deshalb aus nervenÃ¤rztlicher Sicht keine GesundheitsstÃ¶rungen
bestÃ¤tigt werden, die eine wesentliche EinschrÃ¤nkung der LeistungsfÃ¤higkeit
begrÃ¼nden kÃ¶nnten. Dies gilt auch dann, wenn das Ereignis aus dem Jahre 1996
ein Schlaganfall gewesen sein sollte, nachdem dessen Folgen sich jedenfalls
komplett zurÃ¼ckgebildet haben.

Bei der Untersuchung durch Dr.E. berichtete der KlÃ¤ger Ã¼ber erhebliche
SchwindelzustÃ¤nde beim Aufrichten aus liegender oder sitzender Position. Die bei
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dieser Symptomatik mÃ¶gliche kreislaufbedingte Fehlregulation konnte bei der
ergometrischen Untersuchung nicht bestÃ¤tigt werden. Nach den Darlegungen des
SachverstÃ¤ndigen sind aus internistischer Sicht verstÃ¤rkte Auswirkungen auf die
Kreislaufreaktion durch Wechselwirkung einer Medikamentenkombination bzw. die
gleichzeitige Einnahme eines relativ niedrig dosierten Betablockers und eines
Tranquilizers nicht selten. Wenngleich die vom KlÃ¤ger beschriebenen
Schwindelerscheinungen im Rahmen der Untersuchung durch Dr.E. nicht auftraten,
sollten deswegen jedenfalls TÃ¤tigkeiten auf Leitern und GerÃ¼sten vermieden
werden.

Von Seiten des StÃ¼tz- und Bewegungssystems gab der KlÃ¤ger an, er leide an
RÃ¼ckenschmerzen und an Schmerzen im Schulter- und Nackenbereich. Die
orientierende Untersuchung konnte keine relevante BewegungseinschrÃ¤nkung an
beiden HÃ¼ftgelenken nachweisen, lediglich am rechten Kniegelenk war ein
leichtes Reiben zu spÃ¼ren mit einem endgradigen Schmerz bei der Beugung. Bei
nicht wesentlich eingeschrÃ¤nkter Beweglichkeit der WirbelsÃ¤ule fand Dr.E. eine
leichte Kyphoskoliose vor. Ein wesentliches Funktionsdefizit an der WirbelsÃ¤ule
sowie den groÃ�en Gelenken war nicht nachzuweisen.

Das gut eingestellte Hochdruckleiden ohne wesentliche OrganschÃ¤digungen
verbietet lediglich schwere kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten. Auszugehen ist beim KlÃ¤ger
nur von einem leichtgradigen Hochdruckleiden, da mit einer Monotherapie eine
gute Einstellung zu erreichen ist. Bei einem seit fÃ¼nf bis sechs Jahren (nach
Angaben des KlÃ¤gers) vorliegenden Diabetes werden Blut- zuckertabletten nur bei
Bedarf eingenommen und ansonsten eine DiÃ¤t eingehalten. Im Hinblick auf die von
Dr.E. gemessenen Werte ist eine beginnende diabetische Stoffwechsellage
wahrscheinlich, ohne dass wesentliche LeistungseinschrÃ¤nkungen zu
berÃ¼cksichtigen wÃ¤ren.

Im September 2003 wurde beim KlÃ¤ger ein Tumor des Dickdarms diagnostiziert,
der bei der Operation vom 26.09.2003 nahezu gesamt entfernt wurde.
AnschlieÃ�end wurden sechs Zyklen einer Chemotherapie durchgefÃ¼hrt. FÃ¼r ein
Rezidiv des Tumorleidens konnte Dr.E. keine Hinweise finden. So zeigten die
Laborwerte keinerlei EntzÃ¼ndungsparameter, der Tumortiter CEA ist nach der
Operation auf den Normalwert abgefallen. Sonographisch war die Leber
unauffÃ¤llig. Dr.E. fÃ¼hrt aus, dass die Entfernung des Colons zu einer erheblichen
StÃ¶rung der Wasserretention fÃ¼hrt, sodass es â�� wie beim KlÃ¤ger â�� in der
Regel zu vermehrtem Stuhlgang und auch zu DiarrhÃ¶en kommen kann. Es kann
sich aber im Laufe der Zeit die Darmfunktion den anatomischen VerhÃ¤ltnissen
soweit anpassen, dass sich die Stuhlfrequenzen reduzieren und keine gravierende
StÃ¶rung des Alltagslebens mehr besteht. Dies ist jedoch beim KlÃ¤ger derzeit noch
nicht der Fall. Der SachverstÃ¤ndige fÃ¼hrt aus, dass medikamentÃ¶s eine gewisse
Verbesserung durch Quellmittel versucht werden sollte. Die geklagte Symptomatik
mit dem hÃ¤ufigen Stuhlgang sei jedoch auf Grund der anatomischen VerhÃ¤ltnisse
durchaus nachvollziehbar. Auch kÃ¶nnen noch Auswirkungen der Chemotherapie
vorliegen, die die rasch proliferierende DÃ¼nndarmmukosa durchaus schÃ¤digen
kÃ¶nne. Seit 01.04.2004 bestehe beim KlÃ¤ger damit sicherlich ein Zustand einer
zeitlich reduzierten LeistungseinschrÃ¤nkung. Bis wann eine Besserung der
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derzeitigen Stuhlfrequenz erreicht werden kÃ¶nne, kann noch nicht gesagt werden,
zumal nicht bekannt ist, ob weitere chemotherapeutische MaÃ�nahmen geplant
sind. Eine zeitliche LeistungseinschrÃ¤nkung ist deshalb zunÃ¤chst bis 30.04.2005
anzunehmen, einem Zeitpunkt, zu dem auch die Gefahr eines Rezidivs besser
abzuschÃ¤tzen ist. Ab 01.04.2004 muss demnach davon ausgegangen werden,
dass der KlÃ¤ger nur mehr drei Stunden tÃ¤glich eine Arbeit verrichten kann; fÃ¼r
die Zeit davor ist von einem vollschichtigen ArbeitsleistungsvermÃ¶gen
auszugehen.

Damit kann beim KlÃ¤ger bis 31.03.2004 angesichts des bis dahin vorliegenden
vollschichtigen LeistungsvermÃ¶gens von Erwerbs- unfÃ¤higkeit bzw.
Erwerbsminderung nicht ausgegangen werden (vgl. Â§ 44 Abs.2 Satz 2 Nr.2 SGB VI
a.F.), auch wenn er die in Deutschland zuletzt ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit als
Spritzlackierer bzw. LKW-Fahrer nicht mehr auszuÃ¼ben in der Lage wÃ¤re. Bei der
PrÃ¼fung der Frage, ab ErwerbsunfÃ¤higkeit vorliegt, kommt nÃ¤mlich eine
Verweisung auf alle TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes in Betracht, die
dem Versicherten unter BerÃ¼cksichtigung der festgestellten EinschrÃ¤nkungen
noch mÃ¶glich sind. Die Benennung einer bestimmten TÃ¤tigkeit des allgemeinen
Arbeitsmarktes wÃ¤re nur dann erforderlich, wenn eine Summierung
ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen oder eine schwere spezifische
Leistungsbehinderung vorliegen wÃ¼rde, weil nur dann nicht ohne weiteres gesagt
werden kÃ¶nnte, dass der Arbeitsmarkt noch offene Stellen fÃ¼r einen Versicherten
bietet. Davon kann jedoch im Falle des KlÃ¤gers bis MÃ¤rz 2004 nicht ausgegangen
werden. Ab 01.04. 2004 ist der KlÃ¤ger, worauf die Beklagte zutreffend hinweist,
teilweise erwerbsgemindert im Sinne des Â§ 43 Abs.1 SGB VI in der ab 01.01.2001
gÃ¼ltigen Fassung und auch wegen des derzeit verschlossenen
Teilzeitarbeitsmarktes voll erwerbsgemindert (Â§ 43 Abs.2 SGB VI). Damit besteht
sowohl Anspruch auf eine befristete Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bis
30.04.2005 und auch wegen voller Erwerbsminderung, wobei im Hinblick auf Â§ 89
Abs.1 SGB VI nur die (hÃ¶here) Rente wegen voller Erwerbsminderung zu zahlen ist.
Nachdem es nicht unwahrscheinlich ist, dass die Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit
behoben werden kann, ist die Rente nur auf Zeit zu leisten (Â§ 102 Abs.2 Satz 1
SGB VI).

Seit Antragstellung im Jahre 1997 ist der KlÃ¤ger aber auch nicht wenigstens
berufsunfÃ¤hig gewesen im Sinne des bis 31.12. 2000 gÃ¼ltigen Â§ 43 SGB VI,
wobei es auch hier nicht darauf ankommt, ob er die wÃ¤hrend seines Arbeitslebens
in der Bundesrepublik Deutschland ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeiten noch zu verrichten in
der Lage ist. Ob BerufsunfÃ¤higkeit vorliegt bzw. vorlag, beurteilt sich nÃ¤mlich
danach, welche seinen KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten entsprechende TÃ¤tigkeiten dem
KlÃ¤ger unter BerÃ¼cksichtigung der Dauer und des Umfangs seiner Ausbildung
sowie seines bisherigen Berufs und der besonderen Anforderungen in seiner
bisherigen BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nnen bzw. konnten. Im Rahmen
des von der hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung entwickel- ten
Mehrstufenschemas (vgl. z.B. BSG SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr.17) ist (zu Gunsten des
KlÃ¤gers) allenfalls von einer Zuordnung zum oberen Bereich der Stufe der
"Angelernten" auszugehen mit der MÃ¶glichkeit der Verweisung auf eine TÃ¤tigkeit
etwa als PfÃ¶rtner an einer Nebenpforte, die angesichts der geringen vor Auftreten
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des Tumorleidens zu beachtenden EinschrÃ¤nkungen noch verrichtet werden
konnte, worauf der KlÃ¤ger auch hingewiesen worden ist. Er hat zwar in seiner
Heimat den Beruf eines qualifizierten Kraftfahrers erlernt und diesen Beruf in der
Bundesrepublik Deutschland wohl auch ausgeÃ¼bt. Nach seinen Angaben hat er
jedoch auch als KranfÃ¼hrer, Maler und Spritzlackierer gearbeitet, TÃ¤tigkeiten
fÃ¼r die er eine Ausbildung nicht durchlaufen hat und deren QualitÃ¤t als
Facharbeit nicht nachgewiesen ist. Dies hat der KlÃ¤ger auch ausdrÃ¼cklich
bestÃ¤tigt. Insgesamt kann fÃ¼r den Zeitraum ab Antragstellung damit auch nicht
von BerufsunfÃ¤higkeit ausgegangen werden.

Da der KlÃ¤ger somit nur fÃ¼r einen vorÃ¼bergehenden Zeitraum Anspruch auf
eine Rentenleistung gegen die Beklagte hat, war sie entsprechend ihrem
Teilanerkenntnis unter AbÃ¤nderung des angefochtenen Urteils des Sozialgerichts
Landshut zur Rentenleistung zu verpflichten unter Abweisung der Berufung im
Ã�brigen.

Die gemÃ¤Ã� Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz (SGG) zu treffende Kostenentscheidung
berÃ¼cksichtigt, dass der KlÃ¤ger nur teilweise obsiegt hat.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 17.01.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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